
strafe als Hauptstrafe eingeengt. Teilweise wurden 
Geldstrafen ohne genügende Berücksichtigung der 
sozialen Lage des Täters ausgesprochen.
Eine in der Höhe richtig differenzierte Geldstrafe 
ist geeignet, bei Straftaten, die auf einer Gering­
schätzung des Täters gegenüber den von den Werk­
tätigen geschaffenen Werten oder ihrem persön­
lichen Eigentum, auf Bereicherungsabsicht oder auf 
einer negativen Einstellung des Täters zu seinen 
wirtschaftlichen Verpflichtungen beruhen, als 
Strafe ohne Freiheitsentziehung erzieherisch zu 
wirken. Sie ist dann anzuwenden, wenn sie im Hin­
blick auf die wirtschaftlichen Verhältnisse und 
Möglichkeiten des Täters besser als der öffentliche 
Tadel oder die bedingte Verurteilung geeignet ist, 
den Täter durch einen empfindlichen Eingriff in 
seine persönlichen Vermögensinteressen zur 
Achtung des Volks Vermögens und des persönlichen 
Eigentums seiner Mitbürger zu erziehen.
Auch bei Anwendung der Geldstrafe ist darauf hin­
zuwirken, daß in dem Lebens- und Arbeitsbereich 
des Täters Maßnahmen der gesellschaftlichen Er­
ziehung eingeleitet werden, um den mit der Ein­
leitung und Durchführung des Strafverfahrens be­
gonnenen Erziehüngsprozeß wirkungsvoll fortzu­
setzen. ' jy

Zur Anwendung der öffentlichen Bekanntmachung
Die öffentliche Bekanntmachung ist geeignet, die 
Wirkung des Urteils im Kampf gegen die Krimi­
nalität zu erhöhen. Bei ihrer Anwendung muß aber 
berücksichtigt werden, daß sich seit Erlaß des StEG 
neue Formen der Einbeziehung und Mitwirkung der 
Werktätigen herausgebildet haben, die eine wirk­
same außergerichtliche gesellschaftliche Erziehung 
straffällig gewordener Bürger gewährleisten. Das 
verlangt eine differenzierte Anwendung des § 7 
StEG, da es bei Vorhandensein geeigneter gesell­
schaftlicher Kräfte zur Umerziehung des Täters 
der öffentlichen Bekanntmachung nicht bedarf. 
Das Oberste Gericht hat im Urteil vom 21. Septem­
ber 1960 (NJ 1960 S. 734) das Wesen und die 
Kriterien der öffentlichen Bekanntmachung heraus­
gearbeitet und darauf hingewiesen, daß in jedem 
Fall sorgfältig zu prüfen ist, ob die öffentliche Be­
kanntmachung erforderlich und geeignet ist, die 
repressive und erzieherische Wirkung der Haupt­
strafe auf den Verurteilten und die Bevölkerung 
zu verstärken. Danach sollen öffentliche Bekannt­
machungen von Bestrafungen nur dann vom Ge­
richt ausgesprochen werden, wenn die Tat und ihre 
Auswirkungen den unmittelbaren Lebensbereich 
des Täters überschreiten oder einer größeren 
Öffentlichkeit bekannt geworden sind.
Mit der öffentlichen Bekanntmachung der Ver­
urteilung soll der Öffentlichkeit der Charakter ver­
brecherischer Handlungen bewußt gemacht und sie 
zur Überwindung der die Kriminalität begünstigen­
den Reste rückständiger Denk- und Lebensgewohn­
heiten mobilisiert werden. Durch die öffentliche 
Bekanntmachung muß die Wirksamkeit der an dem 
Verhalten des Verurteilten geübten Kritik erhöht 
und bei den Werktätigen eine Atmosphäre der 
Unversöhnlichkeit “gegenüber Gesetzesverletzungen 
geschaffen werden. So wurden z. B. durch die öffent­
liche Bekanntmachung von Urteilen gegen Lebens- 

■ mittelschieber gute Erfolge erzielt, da sie vor allem 
die Wachsamkeit der Bevölkerung erhöhten.

Die Anwendung der öffentlichen Bekanntmachung 
darf keinesfalls dazu führen, daß Verurteilte oder 
ihre Angehörigen vom Kollektiv gemieden oder 
isoliert werden oder daß durch die Bekanntmachung 
von Einzelheiten der Tatbegehung in der Öffentlich­
keit nachteilige Wirkungen eintreten. Die Bekannt­
gabe des Namens des Täters sowie seiner Ver­
urteilung an einen unbestimmten Personenkreis 
führt häufig zu einer vom Gericht nicht beabsich­
tigten Isolierung und Anprangerung des Täters und 
verfehlt damit-die beabsichtigte Wirkung.
Um das mit der öffentlichen Bekanntmachung von 
Verurteilungen gesteckte Ziel zu erreichen, ist § 7 
StEG so anzuwenden, daß nur derjenige Personen­
kreis Kenntnis von der Verurteilung erhält, dessen 
Unterrichtung im Zusammenhang mit der Straf­
tat notwendig ist. Die öffentliche Bekanntmachung 
einer Verurteilung muß im richtigen Verhältnis zur 
Bedeutung der Strafsache, zum Grad des Ver­
schuldens und zur Schwere der Tat stehen.
Die Notwendigkeit gewissenhafter Anwendung der 
öffentlichen Bekanntmachung enthält § 4 der 1. DB 
zum Strafrechtsergänzungsgesetz vom 29. Januar 
1958 (GBl. I S. 110). Danach ist über die Art und 
Weise der öffentlichen Bekanntmachung sowie über 
den Zeitraum, in welchem sie durchzuführen ist, im 
Urteil zu entscheiden. Nur der Vorsitzende des Ge­
richts darf eine Zusammenfassung aus den Urteils- 
gr.ünden zum Zwecke der öffentlichen Bekannt­
machung vornehmen. Diese gesetzliche Bestimmung 
stellt damit zugleich einen Schutz des verurteilten 
Bürgers gegen unkontrollierbare öffentliche Be­
kanntmachungen gerichtlicher Urteile durch andere 
Stellen dar; die Gerichte müssen auf ihre Ein­
haltung achten.

Die Verwirklichung des Beschlusses des Staatsrates 
fordert von den Gerichten die Erkenntnis, daß 
jedes Strafverfahren tief in das Leben eines Men­
schen und seiner Familie sowie in sein Arbeits­
kollektiv eingreift und daß ihre Entscheidungen 
ein wichtiger Beitrag zur Gestaltung wahrhaft 
sozialistischer Beziehungen zwischen den Bürgern 
und dem Staat sind. Die volle Durchsetzung der 
gesellschaftlich-erzieherischen Rolle des Strafrechts 
bedeutet keinen schematischen Übergang von Frei­
heitsstrafen zu Strafen ohne Freiheitsentziehung. 
Sie verlangt vielmehr, vermittels der Recht­
sprechung dazu beizutragen, jeden Rechts­
verletzer, der nicht verschworener Feind der sozia­
listischen Gesellschaft ist, in das große Kollektiv der 
Erbauer des Sozialismus einzubeziehen.
Durch die ständige Festigung der Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Organen der Staatsmacht und 
den Massenorganisationen tragen die Gerichte dazu 
bei, die gesellschaftlichen Kräfte in zunehmendem 
Maße zu befähigen, selbst die Verantwortung für 
die Erziehung des Rechtsbrechers zu übernehmen. 
Der Inhalt der außergerichtlichen gesellschaftlichen 
Erziehung eines Rechtsbrechers besteht nicht in 
formaler Belehrung oder darin, ihm die Straftat 
ständig vorzuhalten, vielmehr ist die außergericht­
liche gesellschaftliche Erziehung ein Prozeß, im 
Verlaufe dessen der Rechtsbrecher in die gesell­
schaftliche Arbeit, ins gesellschaftliche Leben ein­
bezogen, in seiner beruflichen und kulturellen 
Weiterentwicklung und bei der Entfaltung seiner 
Fähigkeiten aktiv unterstützt wird.
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